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Mitteilung der Kommission an den Rat betreffend die Unterzeichnung 
und den Abschluß eines Rahmenabkommens über handelspolitische 
und wirtschaftliche Zusammenarbeit zwischen Kanada und den 
Europäischen Gemeinschaften 


1. Der Rat hat am 9. Februar 1976 die Kommission 
ermächtigt, mit Kanada Verhandlungen über den 
Abschluß eines Rahmenabkommens über handels- 
politische und wirtschaftliche Zusammenarbeit auf- 
zunehmen. 

2. Diese Verhandlungen wurden am 2. Juni 1976 
abgeschlossen, wobei beide Verhandlungsdelegatio- 
nen unter ad referendum ihr Einverständnis mit den 
in englischer Sprache abgefaßten Texten erklärten. 
Bei diesen Texten handelt es sich um 

— ein „Rahmenabkommen über handelspolitische 
und wirtschaftliche Zusammenarbeit zwischen 
Kanada und den Europäischen Gemeinschaften", 
an dem Kanada einerseits und die Europäische 
Wirtschaftsgemeinschaft und die Europäische 
Atomgemeinschaft andererseits als Vertragspar- 
teien beteiligt sind (Anlage I); 

— ein „Protokoll über handelpolitische und wirt- 
schaftliche Zusammenarbeit zwischen Kanada und 
der Europäischen Gemeinschaft für Kohle und 
Stahl", dem auf Gemeinschaftsseite auch die Mit- 
gliedstaaten zustimmen müssen (Anhang II). 

3. Die Kommission empfiehlt, daß die Gemeinschaf- 
ten das Ergebnis dieser Verhandlungen billigen und 
das Verfahren für die Unterzeichnung und den Ab- 
schluß des Abkommens einleiten. 

4. Den Verhandlungsrichtlinien ist hinsichtlich der 
allgemeinen Form des Abkommens wie auch inhalt- 
lich - bei der Präambel, den multilateralen Aspek- 
ten der handelspolitischen Zusammenarbeit, der 


wirtschaftlichen Zusammenarbeit, dem Gemischten 
Kooperationsausschuß, den Konsultationen und dem 
Protokoll betreffend die Europäische Gemeinschaft 
für Kohle und Stahl - entsprochen worden. Insbe- 
sondere Artikel III Absatz 4 des Abkommensent- 
wurfs erfüllt genau die Forderungen der Verhand- 
lungsrichtlinien bezüglich der bilateralen Tätigkeiten 
der Mitgliedstaaten im Bereich der wirtschaftlichen 
Zusammenarbeit. 

5. In Übereinstimmung mit der diesbezüglichen Er- 
klärung im Protokoll der Ratstagung vom 9. Februar 
1976 betreffend die Verhandlungsrichtlinien hat die 
Kommission ferner von der kanadischen Regierung 
die Bestätigung der Erwartung der Gemeinschaft 
erhalten, daß Kanada zu gegebener Zeit zu einer 
Lösung etwa verbleibender zolltariflicher Anomalien 
beitragen wird. Der volle Wortlaut der diesbezüg- 
lichen Erklärung der Kommission sowie der Ant- 
worterklärung Kanadas ist in Anlage III wiederge- 
geben. (Die kanadische Verhandlungsdelegation hat 
sich ausdrücklich Vorbehalten, daß ihre Regierung 
diese Erklärung zurückziehen kann, wenn diese 
Verhandlungen nicht zum Abschluß eines Abkom- 
mens führen). 

6. Was das Erfordernis des nichtdiskriminierenden 
Zuganges zu den Naturschätzen anbelangt, hat die 
kanadische Delegation unter Bezugnahme auf die 
Verhandlungsposition der Gemeinschaft, wie sie 
unter B.2.b der Verhandlungsdirektiven niedergelegt 
ist, erklärt, daß ihre Regierung wohl bereit ist, sich 
von Fall zu Fall an der Suche nach pragmatischen 
Lösungen zu beteiligen, aber nicht, eine vertragliche 
Verpflichtung grundsätzlicher Natur zu akzeptieren. 
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7. Die zwischen den beiden Delegationen erzielte 
Übereinstimmung kommt in Artikel II Abs. 1 Buch- 
stabe c, 2 und 3 des Abkommensentwurfs in Anlage I 
zum Ausdruck. Danach verpflichten sich beide Ver- 
tragsparteien, in Übereinstimmung mit ihren eigenen 
Politiken und Zielsetzungen ihre jeweiligen Inter- 
essen und Erfordernisse in der Frage des Zugangs 
zu den Naturschätzen voll zu berücksichtigen und 
Wettbewerbsbeschränkungen und wettbewerbsver- 
zerrende Preispraktiken zu unterbinden. Im Zuge 
der vorerwähnten pragmatischen Lösungen ist fer- 
ner die Möglichkeit vorgesehen, daß jede Vertrags- 
partei in dem Gemischten Kooperationsausschuß 
gemäß Artikel IV des vorgeschlagenen Abkommens 
Konsultationen und Beratungen über Fragen im Zu- 
sammenhang mit dem Zugang zu den Naturschätzen 
und der Stabilität der Versorgung beantragen kann. 
Schließlich hat die Verhandlungsdelegation der 
Gemeinschaft die in den Verhandlungsrichtlinien 
zum Ausdruck gebrachte Position der Gemeinschaft 
dem kanadischen Verhandlungspartner schriftlich 
zur Kenntnis gebracht. Von kanadischer Seite ist 
der Eingang des Schiebens, in dem diese Position 
dargelegt wird (Anlage IV), bestätigt worden. Es 
versteht sich, daß diese Gemeinschaftsposition zwar 
schriftlich festgehalten wird, aber weder einen Teil 
des Abkommens noch einen Anhang dazu darstellt. 


8. Die kanadische Delegation fand sich ohne wei- 
teres bereit, in dem Vertrag einen Hinweis auf die 
Versorgungsstabilität aufzunehmen, sofern gleich- 
zeitig auch die Stabilität des Zugangs zu den Märk- 
ten erwähnt werde. (Sie schlug vor, am Ende des 
Artikels 2 Abs. 1 Buchstabe c des Abkommensent- 
wurfs in Anlage I folgenden Satzteil anzufügen: 
„sowie die Stabilität der Versorgung und des Zu- 
gangs zu den Märkten' 1 ). Als Alternativlösung führ- 
te die kanadische Delegation das Argument an, daß 
den Gemeinschaftsinteressen in der Frage der Ver- 
sorgungsstabilität durch den allgemeinen Wortlaut 
des Abkommens bereits implizite Rechnung getragen 
sei; sie bestätigte ferner die Bereitschaft Kanadas, 
in jedem Falle diese Frage im Gemischten Koopera- 
tionsausschuß zu erörtern. Aus diesen Gründen und 
in Anbetracht der Tatsache, daß die Stabilität des 
Zugangs zu den Märkten nicht zu den Verhandlungs- 
richtlinien gehörte, zieht es die Kommission vor, 
einen Abkommensentwurf zu empfehlen, in dem die 
Versorgungsstabilität nicht ausdrücklich erwähnt 
wird. 


9. Die Kommission ist der Überzeugung, daß Arti- 
kel II des Abkommensentwurfs einen ausgewogenen 
Interessenkompromiß zwischen den Vertragsparteien 
darstellt, den größtmöglichen gemeinsamen Nenner 
einer Einigung zwischen Kanada und der Gemein- 
schaft bildet und der generellen Zielsetzung der Ver- 
handlungsrichtlinien des Rates entspricht. 

10. Abschließend vertritt die Kommission die An- 
sicht, daß es politisch und wirtschaftlich im Interesse 
der Gemeinschaft liegt und für die engen Beziehun- 
gen der Gemeinschaft zu Kanada wesentlich ist, das 
vorgeschlagene Rahmenabkommen so bald wie mög- 
lich zu schließen. Der Rat wird daran erinnert, daß 
das Interesse Kanadas an einer „vertraglichen Bin- 
dung" mit der Gemeinschaft seit langer Zeit besteht 
und sogar schon vor dem kanadischen Memorandum 
vom 20. April 1974 (SEK(74) 3372 endg.) zum Aus- 
druck gebracht wurde. Bereits am 15. Oktober 1974 
hatte sich der Rat für engere Beziehungen der Ge- 
meinschaft zu Kanada sowie für Sondierungsgesprä- 
che mit Kanada ausgesprochen. 

11. Die Verfahren für Unterzeichnung und Ab- 
schluß des Abkommens sind für jede der Gemein- 
schaften unterschiedlich: 

— Im Falle der Europäischen Wirtschaftsgemein- 
schaft beschließt der Rat die Unterzeichnung und 
den Abschluß. Da die wirtschaftliche Zusammen- 
arbeit im Rahmen des Abkommens Maßnahmen 
umfaßt, die über den normalen Bereich der Han- 
delspolitik hinausgehen, ist die Kommission der 
Ansicht, daß das Abkommen auf der Grundlage 
der Artikel 113 und 235 des EWG-Vertrages ge- 
schlossen werden sollte. Der Rat sollte daher auf 
Vorschlag der Kommission und nach Anhörung 
des Europäischen Parlaments beschließen. 

— Im Falle der Europäischen Atomgemeinschaft 
sollte das Abkommen von der Kommission mit 
Zustimmung des Rates unterzeichnet und ge- 
schlossen werden (Artikel 101 Abs. 2 des EAG- 
Vertrages). 

— Das Protokoll betreffend die Europäische Gemein- 
schaft für Kohle und Stahl sollte von der Kom- 
mission im Namen der Gemeinschaft (Artikel 6 
und 8 des EGKS-Vertrages) und von allen Mit- 
gliedstaaten gleichzeitig unterzeichnet und ge- 
schlossen werden. 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Chefs des Bundes- 
kanzleramtes vom 24. Juni 1976 - 14 - 680 70 - E - Ha 49/76: 

Die Mitteilung ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 14. Juni 1976 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments zu der genannten Kommissionsmitteilung ist vorgesehen. 

Mit der alsbaldigen Beschlußfassung durch den Rat ist zu rechnen. 
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Für das Protokoll betreffend die Europäische Ge- 
meinschaft für Kohle und Stahl ist in einigen Mit- 
gliedstaaten eine parlamentarische Zustimmung 
oder Ratifizierung erforderlich, während das Rah- 
menabkommen von den beiden anderen Gemein- 
schaften geschlossen werden kann (im Falle der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft nach Anhö- 
rung des Europäischen Parlaments gemäß Artikel 
235 des EWG-Vertrages). 

Die Kommission ist daher der Ansicht, daß die 
Unterzeichnung beider Texte möglichst bald statt- 
finden sollte und daß der Abschluß des Abkommens 
im Namen der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
und der Europäischen Atomgemeinschaft beschlos- 
sen werden sollte, ohne die Beendigung der Verfah- 
ren für den Abschluß des Protokolls betreffend die 
Europäische Gemeinschaft für Kohle und Stahl abzu- 
warten. 


Demnach empfiehlt die Kommission: 

(1) Unterzeichnung: 

a) daß der Rat das Abkommen im Namen der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft inhaltlich bil- 
ligt und seinen Präsidenten ermächtigt, die zur 
Unterzeichnung des Abkommens befugten Perso- 
nen zu bestellen; 

b) daß die im Rat vereinigten Vertreter der Regie- 
rungen der Mitgliedstaaten beschließen, das Pro- 
tokoll betreffend die Europäische Gemeinschaft 
für Kohle und Stahl gleichzeitig mit der Kommis- 


sion zu unterzeichnen. Diese Unterzeichnung soll- 
te zum gleichen Zeitpunkt wie die Unterzeich- 
nung des Abkommens vorgenommen werden. 

(2) Abschluß: 

a) daß der Rat nach Anhörung des Europäischen 
Parlaments das Abkommen im Namen der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft gemäß Artikel 
113 und 235 des EWG-Vertrages schließt, indem 
er die Verordnung in Anlage I verabschiedet; 

b) daß der Rat dem Abkommen im Namen der Euro- 
päischen Atomgemeinschaft gemäß Artikel 101 
Abs. 2 des EAG- Vertrages zustimmt; 

c) daß die Mitgliedstaaten die einschlägigen Ver- 
fahren für den Abschluß des Protokolls betreffend 
die Europäische Gemeinschaft für Kohle und Stahl 
einleiten und den Abschluß dieser Verfahren 
gleichzeitig mit der Mitteilung der Kommission 
über den Abschluß des Protokolls im Namen der 
Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl 
notifizieren. x ) 


0 Die Verordnung des Rates über den Abschluß des Ab- 
kommens im Namen der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft und die Entscheidung der Kommission 
über den Abschluß des Abkommens im Namen der 
Europäischen Atomgemeinschaft (mit dem Rahmenab- 
kommen als Anhang zu beiden Verordnungen) sowie 
die Entscheidung der Kommission über den Abschluß 
des Protokolls betreffend die Europäische Gemeinschaft 
für Kohle und Stahl (mit dem Protokoll als Anhang da- 
zu) könnten in derselben Amtsblattsnummer veröffent- 
licht werden. Die unterschiedlichen Zeitpunkte des In- 
krafttretens des Abkommens beziehungsweise des Pro- 
tokolls könnten später veröffentlicht werden. 
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Anlage 1 


Vorschlag für eine Verordnung (EWG) Nr. . . . des Rates über den Abschluß eines 
Rahmenabkommens über handelspolitische und wirtschaftliche Zusammenarbeit 
zwischen Kanada und den Europäischen Gemeinschaften 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 113 und 235, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parla- 
ments *), 

in der Erwägung, daß der Abschluß des am .... 
in .... Unterzeichneten Rahmenabkommens über 
handelspolitische und wirtschaftliche Zusammen- 
arbeit zwischen Kanada und den Europäischen Ge- 
meinschaften im Namen der Europäischen Wirt- 
schaftsgemeinschaft für die Verwirklichung der Ziele 
der Gemeinschaft im Bereich der Außenwirtschafts- 
beziehungen erforderlich ist und daß gewisse in dem 
Abkommen geplante Maßnahmen der wirtschaft- 
lichen Zusammenarbeit die im Bereich der gemein- 
samen Handelspolitik vorgesehenen Handlungs- 
befugnisse überschreiten — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Das Rahmenabkommen über handelspolitische und 
wirtschaftliche Zusammenarbeit zwischen Kanada 


und den Europäischen Gemeinschaften wird im Na- 
men der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft ge- 
schlossen und gebilligt. 

Der Wortlaut des Abkommens ist dieser Verord- 
nung beigefügt. 


Artikel 2 

Der Präsident des Rates der Europäischen Gemein- 
schaften nimmt für die Europäische Wirtschafts- 
gemeinschaft die Notifizierung nach Artikel 8 des 
Abkommens vor 2 ) . 


Artikel 3 

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Veröffent- 
lichung im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaf- 
ten in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


ü Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. . . . 
vom . . . . , S 

2 ) Der Zeitpunkt des Inkrafttretens des Abkommens für 
die Europäische Wirtschaftsgemeinschaft wird im Amts- 
blatt der Europäischen Gemeinschaften veröffentlicht. 
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Rahmenabkommen über wirtschaftliche und handelspolitische Zusammenarbeit 
zwischen Kanada und den Europäischen Gemeinschaften 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAF- 
TEN im Namen der Europäischen Wirtschaftsge- 
meinschaft, und 

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEIN- 
SCHAFTEN im Namen der Europäischen Atomge- 
meinschaft einerseits, 

DIE REGIERUNG VON KANADA andererseits — 

eingedenk des gemeinsamen Erbes, der besonde- 
ren Wesensverwandtschaft und der gemeinsamen 
Bestrebungen, die Kanada und die Länder der Euro- 
päischen Gemeinschaften verbinden, 

in der Erkenntnis, daß Kanada und die Europäi- 
schen Gemeinschaften den Wunsch haben, eine 
direkte Verbindung zueinander herzustellen, die die 
Zusammenarbeit zwischen Kanada und den Mitglied- 
staaten der Europäischen Gemeinschaften stützt, er- 
gänzt und ausweitet, 

entschlossen, ihre Wirtschafts- und Handelsbezie- 
hungen unter voller Ausnutzung ihrer wachsenden 
Fähigkeit zur Erfüllung ihrer gegenseitigen Anfor- 
derungen auf der Grundlage beiderseitiger Vorteile 
zu festigen, zu vertiefen und vielseitiger zu ge- 
stalten, 

in Kenntnis der bereits umfangreichen Handels- 
ströme zwischen Kanada und den Europäischen Ge- 
meinschaften, 

in dem Bewußtsein, daß die sowohl von Kanada 
als auch von den Europäischen Gemeinschaften an- 
gestrebten dynamischeren Handelsbeziehungen eine 
enge Zusammenarbeit in allen Bereichen der Wirt- 
schaft und des Handels erforderlich machen, 

in der Überzeugung, daß eine solche Zusammen- 
arbeit mit fortschreitender Entwicklung ihrer Poli- 
tiken schrittweise und pragmatisch verwirklicht 
werden sollte, 

in dem Wunsch, ihre Beziehungen zu festigen und 
gemeinsam zu einer internationalen wirtschaftlichen 
Zusammenarbeit beizutragen, 

haben beschlossen, ein Rahmenabkommen über 
handelspolitische und wirtschaftliche Zusammen- 
arbeit zwischen Kanada einerseits und der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft und der Europäi- 
schen Atomgemeinschaft andererseits zu schließen, 
und haben hierfür als Bevollmächtigte ernannt — 

DER RAT UND DIE KOMMISSION DER EURO- 
PÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN 

Herrn Gaston Thorn 

Präsident des Rates der Europäischen Gemein- 
schaften 


Herrn Francois Xavier Ortoli 

Präsident der Kommission der Europäischen Gemein- 
schaften 

DIE REGIERUNG VON KANADA 

Herrn Allan J. MacEachan 

Minister für Auswärtige Angelegenheiten 

Diese sind nach Austausch ihrer für gut und gehörig 
befundenen Vollmachten 


WIE FOLGT ÜBEREINGEKOMMEN — 

Artikel I 

Meistbegünstigungsklausel 

Die Vertragsparteien verpflichten sich in Überein- 
stimmung mit den Rechten und Pflichten auf Grund 
des Allgemeinen Zoll- und Handelsabkommens, ein- 
ander auf der Grundlage der Gleichheit und Gegen- 
seitigkeit Meistbegünstigung zu gewähren. 


Artikel II 

Handelspolitische Zusammenarbeit 

1. Die Vertragsparteien verpflichten sich, die opti- 
male Entwicklung und Diversifizierung ihres 
wechselseitigen Handels zu fördern. 

Zu diesem Zweck werden sie in Übereinstimmung 
mit ihren eigenen Politiken und Zielsetzungen 

a) auf internationaler Ebene und bilateral bei der 
Lösung von Handelsproblemen von gemein- 
samem Interesse Zusammenarbeiten; 

b) sich nach Kräften bemühen, einander die um- 
fassendsten Erleichterungen für kommerzielle 
Transaktionen zu gewähren, die für die eine 
oder andere Vertragspartei von Interesse 
sind; 

c) ihre jeweiligen Interessen und Erfordernisse 
in der Frage des Zugangs zu den Ressourcen 
und der Verarbeitung von Rohstoffen voll 
berücksichtigen. 

2. Die Vertragsparteien bemühen sich nach Kräften, 
in Übereinstimmung mit ihren Rechtsvorschriften 
Wettbewerbsbeschränkungen durch Unternehmen 
ihrer jeweiligen Industrien einschließlich wett- 
bewerbsverzerrender Preispraktiken zu unter- 
binden. 
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3. Die Vertragsparteien kommen überein, über 
diese Fragen auf Antrag im Gemischten Koope- 
rationsausschuß gemäß Artikel IV Konsultatio- 
nen und Beratungen durchzuführen. 


Artikel III 

Wirtschaftliche Zusammenarbeit 

1. Die Vertragsparteien fördern in Anbetracht der 
Komplementarität ihrer Volkswirtschaften sowie 
ihrer Fähigkeiten und langfristigen wirtschaft- 
lichen Bestrebungen eine wechselseitige wirt- 
schaftliche Zusammenarbeit in allen von ihnen 
als geeignet erachteten Bereichen. Diese Zusam- 
menarbeit ist unter anderem auf folgende Ziele 
gerichtet: 

— die Förderung und Entwicklung der europä- 
ischen und der kanadischen Industrie; 

— die Förderung des technologischen und wis- 
senschaftlichen Fortschritts; 

— die Erschließung neuer Versorgungsquellen 
und neuer Märkte; 

— die Schaffung neuer Beschäftigungsmöglich- 
keiten; 

— die Verringerung regionaler Ungleichge- 
wichte; 

— den Schutz und die Verbesserung der Umwelt; 

— ganz allgemein einen Beitrag zur Entwicklung 
ihrer Wirtschaft und ihres Lebensstandards. 

2. Zur Verwirklichung dieser Ziele fördern und er- 
leichtern die Vertragsparteien in geeigneter 
Weise unter anderem: 

— - umfangreichere Geschäftsverbindungen zwi- 
schen ihren Industrieunternehmen, insbeson- 
dere in Form von „ joint ventures" ; 

— eine größere Beteiligung ihrer Unternehmen 
an der industriellen Entwicklung der Vertrags- 
parteien zum beiderseitigen Vorteil; 

— gesteigerte und beiderseitig vorteilhafte Inve- 
stitionen; 

— den Austausch technologischer und wissen- 
schaftlicher Kenntnisse; 

— gemeinsame Aktionen ihrer Unternehmen und 
Organisationen in dritten Ländern. 

3. Die Vertragsparteien ermutigen in geeigneter 
Weise den regelmäßigen Austausch von indu- 
striellen, landwirtschaftlichen und sonstigen für 
die handelspolitische und wirtschaftliche Zusam- 
menarbeit zweckdienlichen Informationen sowie 
Kontaktaufnahmen und Förderungsmaßnahmen 
zwischen Unternehmen und Organisationen der 
Gemeinschaften und Kanadas in diesen Bereichen. 


4. Unbeschadet der einschlägigen Bestimmungen 
der Verträge zur Gründung der Europäischen 
Gemeinschaften werden durch dieses Abkommen 
und alle auf seiner Grundlage getroffenen Maß- 
nahmen in keiner Weise die Befugnisse der Mit- 
gliedstaaten der Gemeinschaft berührt, im Bereich 
der wirtschaftlichen Zusammenarbeit mit Kanada 
bilateral tätig zu werden und gegebenenfalls 
neue Abkommen über wirtschaftliche Zusammen- 
arbeit mit Kanada zu schließen. 


Artikel IV 

Gemischter Kooperationsausschuß 

Es wird ein Gemischter Kooperationsausschuß ein- 
gesetzt, um die geplanten Maßnahmen der handels- 
politischen und wirtschaftlichen Zusammenarbeit 
zwischen Kanada und den Gemeinschaften zu för- 
dern und laufend zu überprüfen. In dem Ausschuß 
finden Konsultationen auf geeigneter Ebene statt, 
um die Durchführung dieses Abkommens zu erleich- 
tern und seine allgemeinen Zielsetzungen zu för- 
dern. Der Ausschuß tritt normalerweise mindestens 
einmal im Jahr zusammen. Außerordentliche Tagun- 
gen des Ausschusses werden auf Antrag einer Ver- 
tragspartei einberufen. Gegebenenfalls werden Un- 
terausschüsse eingesetzt, um den Ausschuß bei der 
Erfüllung seiner Aufgaben zu unterstützen. 


Artikel V 

Sonstige Vereinbarungen 

1. Dieses Abkommen berührt oder beeinträchtigt in 
keiner Weise die Rechte und Pflichten der Ver- 
tragsparteien auf Grund des Allgemeinen Zoll- 
und Handelsabkommens. 

2. Sofern die Bestimmungen dieses Abkommens mit 
den Bestimmungen des Abkommens zwischen der 
Europäischen Atomgemeinschaft und Kanada vom 
6. Oktober 1959 unvereinbar sind, gelten die Be- 
stimmungen dieses Abkommens. 

3. Vorbehaltlich des Artikels III Abs. 4 über die 
wirtschaftliche Zusammenarbeit ersetzen die Be- 
stimmungen dieses Abkommenes die Bestimmun- 
gen von Abkommen zwischen Mitgliedstaaten 
der Gemeinschaften und Kanada, die mit ihnen 
unvereinbar oder identisch sind. 


Artikel VI 

Europäische Gemeinschaft für Kohle und Stahl 

Zwischen der Europäischen Gemeinschaft für Kohle 
und Stahl und ihren Mitgliedstaaten einerseits und 
Kanada andererseits wird ein getrenntes Protokoll 
vereinbart. 
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Artikel VII 

Geographischer Geltungsbereich 

Dieses Abkommen gilt für das Hoheitsgebiet Kana- 
das und für die Hoheitsgebiete, in denen die Verträ- 
ge zur Gründung der Europäischen Gemeinschaften 
nach Maßgabe dieser Verträge Anwendung finden. 

Artikel VIII 

Geltungsdauer 

Dieses Abkommen tritt am ersten Tag des Monats in 
Kraft, der auf den Tag folgt, an dem die Vertragspar- 
teien einander den Abschluß der hierfür erforder- 


lichen Verfahren notifiziert haben. Das Abkommen 
wird auf unbestimmte Zeit geschlossen; es kann nach 
Ablauf von fünf Jahren ab dem Zeitpunkt seines 
Inkrafttretens von jeder Vertragspartei unter Ein- 
haltung einer einjährigen Kündigungsfrist beendet 
werden. 


Artikel IX 

Verbindliche Sprachen 

Dieses Abkommen ist in zwei Urschriften abgefaßt, 
jede in dänischer, deutscher, englischer, französi- 
scher, italienischer und niederländischer Sprache, 
wobei jeder Wortlaut gleichermaßen verbindlich ist. 
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Protokoll über handelspolitische und wirtschaftliche Zusammenarbeit zwischen 
Kanada und der Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl 


Die Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
im Namen der Europäischen Gemeinschaft für Kohle 
und Stahl und 

die Regierung von Belgien 

die Regierung von Dänemark 

die Regierung von Deutschland 

die Regierung von Frankreich 

die Regierung von Irland 

die Regierung von Italien 

die Regierung von Luxemburg 

die Regierung der Niederlande 

die Regierung des Vereinigten Königreichs 

einerseits, 

die Regierung von Kanada, 
andererseits, 

sind wie folgt übereingekommen: 

Artikel 1 

Die Artikel I bis V des am . . . Unterzeichneten 
Rahmenabkommens über handelspolitische und wirt- 
schaftliche Zusammenarbeit zwischen Kanada und 


den Europäischen Gemeinschaften gelten auch für 
den Bereich des Vertrages über die Gründung der 
Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl. 


Artikel 2 

Dieses Protokoll gilt für das Hoheitsgebiet Kanadas 
und für die Hoheitsgebiete, in denen der Vertrag 
über die Gründung der Europäischen Gemeinschaft 
für Kohle und Stahl nach Maßgabe dieses Vertrags 
Anwendung findet. 


Artikel 3 

Dieses Protokoll tritt am ersten Tag des Monats in 
Kraft, der auf den Tag folgt, an dem die Vertrags- 
parteien einander den Abschluß der hierfür erfor- 
derlichen Verfahren notifiziert haben. Es tritt außer 
Kraft, wenn das in Artikel 1 genannte Rahmenab- 
kommen beendet wird. 


Artikel-4 

Dieses Protokoll ist in zwei Urschriften abgefaßt, 
jede in dänischer, deutscher, englischer, französi- 
scher, italienischer und niederländischer Sprache, 
wobei jeder Wortlaut gleichermaßen verbindlich ist. 
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Anlage III 


Brüssel, den 24. März 1976 


Erklärung des Unterhändlers der Gemeinschaft 

Der Rat der Europäischen Gemeinschaften hat mich 
beauftragt, Ihnen die Erwartung der Gemeinschaften 
zur Kenntnis zu bringen, daß Kanada am Ende der 
am 1. Juli 1977 ablaufenden Übergangszeit und nach 
Vorliegen der Ergebnisse der multilateralen Han- 
delsverhandlungen dazu beiträgt, alle Unterschiede 
zu beseitigen, die hinsichtlich der Zollbehandlung 
der einzelnen Mitgliedstaaten der Gemeinschaft auf 
dem kanadischen Markt noch verbleiben. 
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Erklärung über den zukünftigen Status präferentieller Zolltarife für britische und irische Waren 


Wir haben von der Erklärung des Unterhändlers der 
Gemeinschaft vom 24. März in Bezug auf die präfe- 
rentielle Zollbehandlung, die gewissen Mitgliedstaa- 
ten der Gemeinschaft zur Zeit gewährt wird, Kennt- 
nis genommen. Danach erwartet die Gemeinschaft, 
daß Kanada am Ende der am 1. Juli 1977 ablaufen- 
den Übergangszeit, und nach Vorliegen der Ergeb- 
nisse der multilateralen Handelsverhandlungen da- 
zu beiträgt, alle Unterschiede zu beseitigen, die 
hinsichtlich der Zollbehandlung der einzelnen Mit- 
gliedstaaten der Gemeinschaft auf dem kanadischen 
Markt noch verbleiben. 

Die Haltung der kanadischen Regierung in Bezug auf 
den zukünftigen Status von präferentiellen Zoll- 
tarifen für britische Waren wurde im Mai 1972 vom 
Finanzminister in seiner Haushaltsrede zum Aus- 
druck gebracht. Der Minister erklärte: 

„Sobald Großbritannien damit beginnt, den präferen- 
tiellen Zugang zu seinem Markt auf Grund seines 
Beitritts zur Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 


zu ändern, wird Kanada nicht länger verpflichtet 
sein, präferentielle Zollsätze auf britische Waren an- 
zuwenden." Dasselbe gilt selbstverständlich auch in 
Bezug auf Waren, die von Irland nach Kanada ein- 
geführt werden. Obwohl die kanadische Regierung 
verschiedentlich um Erhöhungen dieser präferen- 
tiellen Sätze ersucht worden ist, sind bisher keine 
Maßnahmen in diesem Bereich getroffen worden. 

Wir sind der Ansicht, daß die Zukunft der präfe- 
rentiellen Zollbehandlung, die gewissen Mitglied- 
staaten gewährt wird, im Rahmen der gegenwärti- 
gen Runde multilateraler Handelsverhandlungen 
erörtert werden könnte. Schließlich möchte ich her- 
vorheben, daß Präferenzen entweder durch die Erhö- 
hung der auf Großbritannien und Irland anwend- 
baren präferentiellen Zollsätze oder durch die Redu- 
zierung der Meistbegünstigungszollsätze des kana- 
dischen Zolltarifs reduziert oder aufgehoben wer- 
den können. 

Brüssel, den 20. Mai 1976 
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KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN 


Orig. E 


Brüssel, den 2. Juni 1976 


Herr Vorsitzender! 

Unter Bezugnahme auf Artikel II Abs. 1 Buchstabe c des Rahmenabkom- 
mens über handelspolitische und wirtschaftliche Zusammenarbeit zwischen Kana- 
da und den Europäischen Gemeinschaften, dem Sie und ich nunmehr ad referen- 
dum zugestimmt haben, beehre ich mich, die von meiner Delegation im Namen 
der Europäischen Gemeinschaften vertretene Verhandlungsposition schriftlich 
festzuhalten/wonach die Vertragsparteien des Abkommens sich nach Kräften 
bemühen sollten, den Zugang zu den Naturschätzen und die Stabilität der Ver- 
sorgung ohne Diskriminierung sicherzustellen; ich gestatte mir ferner, die von 
meiner Delegation geäußerte Erwartung festzuhalten, daß Kanada in den ent- 
sprechenden internationalen Gremien dazu beiträgt, daß der Grundsatz der 
Nichtdiskriminierung beim Zugang zu den Energieressourcen anerkannt wird; 
schließlich möchte ich auch festhalten, daß meine Delegation auf die Absicht der 
Gemeinschaft hingewiesen hat, die allgemeinen Fragen des nichtdiskriminieren- 
den Zugangs zu den Naturschätzen und der Versorgungsstabilität in dem Ge- 
mischten Kooperationsausschuß gemäß Artikel IV des Rahmenabkommens 
zurückzukommen. 

Genehmigen Sie, Herr Vorsitzender, den Ausdruck meiner ausgezeich- 
netsten Hochachtung. 


gez. Leslie Fielding 

Leiter der Delegation der 
Europäischen Gemeinschaften 


Herrn 

Michel Dupuy, 

Leiter der Delegation Kanadas 
c/o Mission Kanadas bei den 
Europäischen Gemeinschaften 

6, rue de Loxum, 

1000 Brüssel 
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Orig.: E 


Schreiben von Herrn Dupuy an Herrn Fielding 


2. Juni 1976 

Ich bestätige den Empfang Ihres Schreibens vom 2. Juni 1976, in dem Sie 
auf die Verhandlungen über ein Rahmenabkommen für die handelspolitische und 
wirtschaftliche Zusammenarbeit zwischen Kanada und den Europäischen Gemein- 
schaften Bezug nehmen, die nunmehr zu einer Einigung ad referendum geführt 
haben. 


Ich bestätige zugleich, daß die Verhandiungsposition, die Sie in Ihrem 
Schreiben zu Protokoll geben, getreu wiedergibt, was Ihre Delegation im Laufe 
der Verhandlungen erklärt hat. 


(Höflichkeitsformel) 

Michel Dupuy 

Assistant Under-Secretary of State 

for External Affairs, 

and Head of the Canadian Delegation 


Zweck der Vorlage 

Di,e Kommission ersucht den Rat, das Ergebnis der Verhandlungen über ein 
Rahmenabkommen für handelspolitische und wirtschaftliche Zusammenarbeit zu 
billigen und das Verfahren im Hinblick auf die Unterzeichnung und den Abschluß 
des Abkommens in Gang zu setzen. 
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